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&()���Verordnung: Kundmachung einer Änderung der Ausführungsordnung zum Überein-
kommen über die Erteilung europäischer Patente (Europäisches Patent-
übereinkommen

&) ���Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens zur Befreiung ausländischer öffent-
licher Urkunden von der Beglaubigung

&)!���Kundmachung: Geltungsbereich des Protokolls über Privilegien, Befreiungen und Immuni-
täten der INTELSAT

&)"���Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Österreich und der Repu-
blik Belarus über die bilateralen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen
(NR: GP XIX RV 32 AB 99 S. 20. BR: AB 4977 S. 596.)

&)#���Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Armenien über die bilate-
ralen Außenwirtschaftsbeziehungen
(NR: GP XIX RV 31 AB 98 S. 20. BR: AB 4976 S. 596.)

&)$���Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Tunesischen Republik über die För-
derung und den Schutz der Investitionen
(NR: GP XX RV 12 AB 267 S. 36. BR: AB 5248 S. 616.)

&()��Verordnung des Bundeskanzlers betreffend die Kundmachung einer Änderung der
Ausführungsordnung zum Übereinkommen über die Erteilung europäischer Patente

(Europäisches Patentübereinkommen)
Auf Grund des § 2 Abs. 5 des Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,

wird verordnet:
Die Kundmachung des Beschlusses des Verwaltungsrates der Europäischen Patentorganisation vom

14. Juni 1996 zur Änderung der Ausführungsordnung zum Übereinkommen über die Erteilung europäi-
scher Patente (Europäisches Patentübereinkommen) (BGBl. Nr. 350/1979, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 603/1995) hat dadurch zu erfolgen, daß dieser Beschluß im Österreichischen Patentamt (Wien 1,
Kohlmarkt 8–10) zur Einsichtnahme während der Amtsstunden aufgelegt wird.

Vranitzky

&) ��Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der Beglaubigung

Nach Mitteilung der Niederländischen Regierung hat Aruba die zuständige Behörde gemäß Art. 6
Abs. 2 des Übereinkommens zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der Beglaubigung
(BGBl. Nr. 27/1968, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 469/1996), die seit 1. Jänner
1986 zur Ausstellung der Apostille bestimmt ist, wie folgt bekanntgegeben:

„Directeur van het Centraal Bureau Juridische en Algemene Zaken“
Vranitzky

&)!��Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Protokolls
über Privilegien, Befreiungen und Immunitäten der INTELSAT

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der INTELSAT haben folgende weitere Staaten ihre Ratifi-
kations- bzw. Beitrittsurkunden zum Protokoll über Privilegien, Befreiungen und Immunitäten der IN-
TELSAT (BGBl. Nr. 312/1988) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde:

Argentinien 13. Februar 1996
Bahamas 13. Februar 1990
Belgien 14. Jänner 1992
Dänemark 22. März 1988
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Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde:

Frankreich 31. Jänner 1989
Griechenland   2. September 1988
Indien 14. Oktober 1987
Irland   2. August 1993
Kolumbien   2. Juli 1990
Luxemburg 19. September 1994
Norwegen 11. Jänner 1991
Oman 30. Juni 1987
Philippinen 13. Juni 1988
Portugal 19. Jänner 1996
Rumänien   7. April 1992
Saudi-Arabien 19. April 1990

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde haben folgende Staaten Vorbe-
halte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

Argentinien:
a) Vorbehalt zu Art. 4 Abs. 2: Argentinien erachtet sich nicht an die genannte Bestimmung gebun-

den.
b) Die in Art. 4 Abs. 3 enthaltene Bezeichnung „andere Steuern“ wird dahingehend verstanden, daß

sie die in Art. 89 des innerstaatlichen Steuergesetzes der Republik Argentinien dargelegte Be-
freiung von nationalen Steuern umfaßt.

c) Die Republik Argentinien erklärt ebenfalls, daß INTELSAT und seinen Bediensteten keine Pri-
vilegien, Befreiungen und Immunitäten für die Ausübung von Aktivitäten, die im Zusammen-
hang mit der Bereitstellung bzw. Einrichtung und dem gewerblichen Betrieb von Boden- und
Weltraumsegmenten sowie von Telemetrie-, Befehls- und Kontrollsystemen für den Betrieb ei-
nes innerstaatlichen Satellitensystems die auf dem Territorium der Republik Argentinien stehen,
gewährt werden.

d) Die Regierung der Republik Argentinien erklärt, daß sie die Bestimmungen dieses Protokolls
nicht auf argentinische Staatsbürger anwenden wird, die Angestellte von INTELSAT sind und
ihre Funktion in Argentinien ausüben.

Frankreich:
Gemäß Art. 15: Vorbehalt betreffend die Anwendung von Art. 7 Abs. 1 lit. e bis zu jenem Zeitpunkt,

an dem INTELSAT eine tatsächliche interne Steuer auf die Bezüge ihres Personals eingeführt hat.

Indien:
Bezugnehmend auf Art. 4 Abs. 5 erklärt Indien, daß die der INTELSAT gehörenden Waren, die

nach Abs. 2 und 3 des Artikels von Steuern und Zöllen befreit sind, nur im Einklang mit den Gesetzen
und Verordnungen Indiens verkauft werden dürfen.

Indonesien *):
Zu Art. 2, 4, 7 und 13:
1. Die in Art. 2 festgelegte Unverletzlichkeit der Archive ist nur anzuwenden soweit die Archive

INTELSAT-Aufgaben betreffen.
2. Die den Bediensteten von INTELSAT sowie die deren Familien durch Art. 4 und Art. 7 gewähr-

ten Privilegien und Immunitäten unterliegen den Gesetzen und Verordnungen Indonesiens.
3. Die Anzahl und die Namen der Mitglieder des Personals, für die wie in Art. 7 Abs. 6 vorge-

schrieben die Bestimmungen von Art. 7 auf dem Territorium der Republik Indonesien gelten,
unterliegen dem Übereinkommen zwischen INTELSAT und der Regierung der Republik Indone-
sien.

4. Die Übertragung einer endgültigen Entscheidung irgendeines Streitfalles an ein Streitschlich-
tungsverfahren gemäß Art. 13 soll auf Grund eines Übereinkommens erfolgen.

Norwegen:
Erklärt, daß im Einklang mit Art. 7 Abs. 5 und Art. 8 Abs. 4 seinen Staatsangehörigen und Personen

mit ständigem Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet die in den genannten Artikeln vorgesehenen Privilegi-
en und Immunitäten nicht gewähren werden.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 312/1988
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Portugal:
a) Die in Art. 4 Abs. 1 angeführte Steuerbefreiung ist auf INTELSAT im Hinblick auf ihre Ein-

künfte und Vermögenswerte im Rahmen ihrer autorisierten Aktivitäten anzuwenden; allerdings
behält sich Portugal das Recht vor, angemessene Klassifizierungen für Einkommen und Vermö-
genswerte vorzunehmen.

b) Die Bestimmungen von Art. 13 sind nicht anzuwenden auf Gerichtsverfahren in Steuerangele-
genheiten, die in die Zuständigkeit portugiesischer Gerichte fallen.

Vranitzky

&)"�

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Belarus über die bilate-
ralen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen

Die Republik Österreich und die Republik Belarus, im folgenden „Vertragsparteien“ genannt, sind
– vom Wunsche geleitet, die bestehenden bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zu verstärken,
– im Bestreben, den Warenaustausch und die wirtschaftliche, industrielle, technische und tech-

nisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit auf der Grundlage der Gleichberechtigung und des ge-
genseitigen Vorteils zu fördern,

– in der Überzeugung, daß das vorliegende Abkommen über die bilateralen Handels- und Wirt-
schaftsbeziehungen eine günstige Voraussetzung und geeignete Grundlage zur Weiterentwick-
lung der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen schafft,

– ausgehend von marktwirtschaftlichen Grundsätzen,
– im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften,

wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragsparteien werden im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften ihre
bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zwischen den Unternehmen, Organisationen, Gesellschaften
und Institutionen, im folgenden „Unternehmen“ genannt, beider Staaten erleichtern und fördern.

Artikel 2

(1) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat gel-
tenden Rechtsvorschriften die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wissenschaftliche
Zusammenarbeit fördern.

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein,
a) daß insbesondere in folgenden Bereichen gute Kooperationsmöglichkeiten gegeben sind:

– Gründung von Gemeinschaftsunternehmen und Direktinvestitionen in den Bereichen Produk-
tion, Handel und Dienstleistungen,

– Förderung von Technologietransfer und Know-how-Ausbau einschließlich angewandter For-
schung,

– Land- und Forstwirtschaft, Lebensmittelindustrie, Verarbeitung landwirtschaftlicher Produkte,
– Revitalisierung, Modernisierung, Ausbau, Automation bestehender Anlagen einschließlich

Rüstungskonversion,
– Metallurgie und metallverarbeitende Industrie,
– pharmazeutische, medizinische und chemische Industrie einschließlich Pflanzenschutz,
– Produktion von Baumaterialien,
– weltweite Vermarktung von Produkten einschließlich Zusammenarbeit auf Drittmärkten,
– finanzielle und industrielle Dienstleistungen,
– Energie und gemeinsame Aufsuchung, Gewinnung, Verarbeitung und Vermarktung von Erdöl

auch in Drittstaaten,
– Berufsausbildung und Managementschulung,
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– Organisation und Durchführung von Messen, Ausstellungen, Seminaren, Austausch von Wirt-
schaftsdelegationen und Experten;

b) daß Projekte grundsätzlich nach den höchsten jeweils verfügbaren Standards der Umwelttech-
nologien verwirklicht werden sollen.

Artikel 3

(1) Die Vertragsparteien behandeln einander nach dem Grundsatz der Meistbegünstigung hinsicht-
lich der Zölle und sonstigen Abgaben sowie des Erhebungsverfahrens für solche Zölle und sonstige An-
gaben, die anläßlich der Einfuhr oder Ausfuhr von Waren erhoben werden.

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß die Meistbegünstigung sich insbesondere nicht auf
Zugeständnisse, Vorteile oder Befreiungen beziehen, die eine der Vertragsparteien gewährt oder gewäh-
ren wird:

a) Nachbarstaaten zur Erleichterung des Grenzverkehrs,
b) Staaten, die mit ihr einer Zollunion oder einer Zone des freien oder präferentiellen Handels an-

gehören, die bereits besteht oder in Zukunft geschaffen wird,
c) Mitgliedstaaten der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten oder den Staaten der ehemaligen Union

der Sozialistischen Sowjetrepubliken,
d) Drittstaaten in Anwendung multilateraler Abkommen, an denen die andere Vertragspartei nicht

teilnimmt.

Artikel 4

Die Vertragsparteien stimmen überein, daß der Tourismus zur Vertiefung der bilateralen Außenwirt-
schaftsbeziehungen beitragen kann.

(1) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften und auf Grundlage der Emp-
fehlungen der Konferenz der Vereinten Nationen über den Fremdenverkehr und die internationalen Rei-
sen, Rom 1963, und der „Tourismus-Charta und Touristen-Code“, Sofia 1985, werden beide Vertrags-
parteien den Tourismus fördern.

(2) Die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit bei
Tourismusprojekten sowie beim Ausbau der entsprechenden Infrastruktur soll nach den Grundsätzen des
Umweltschutzes und des qualitativen Tourismus erfolgen.

Artikel 5

Die Vertragsparteien werden im Bewußtsein der Notwendigkeit der Verwirklichung wirtschaftlich
vernünftiger und ökologisch sicherer Infrastruktursysteme höchstes Interesse der Zusammenarbeit in
folgenden Bereichen widmen:

– Eisenbahn,
– Schiffahrt,
– Luftfahrt,
– Telekommunikation,
– Straßenbau,
– Wasserwirtschaft.

Artikel 6

Der Zahlungsverkehr erfolgt in Übereinstimmung mit den Devisenvorschriften, die in jedem der
beiden Staaten jeweils in Kraft stehen, in frei konvertierbarer Währung.

Artikel 7

(1) Der Warenaustausch und die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wissen-
schaftliche Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens wird auf kommerzieller Grundlage durch-
geführt.

(2) Der Handel zwischen den Unternehmen beider Staaten erfolgt zu marktgerechten Preisen, sofern
die Unternehmen nichts anderes vereinbaren.

(3) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften können die Unternehmen bei-
der Vertragsparteien zur Erhöhung des Warenaustausches und zur Erweiterung der Warenvielfalt in jeder
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beliebigen Form, wie beispielsweise Barter- und Countertrading, Handel entsprechend den internationa-
len Handelsgebräuchen treiben.

Artikel 8

(1) Die Vertragsparteien nehmen Konsultationen auf, sobald eine Ware im Handel zwischen den
Vertragsparteien in solchen Mengen oder zu solchen Preisen oder unter solchen Bedingungen eingeführt
wird, daß den inländischen Herstellern gleichartiger oder unmittelbar konkurrierender Waren eine
schwerwiegende Schädigung verursacht wird oder verursacht zu werden droht.

(2) Stellen die Vertragsparteien in diesen Konsultationen einvernehmlich fest, daß eine im Abs. 1
genannte Situation besteht, so werden die Ausfuhren beschränkt oder andere Maßnahmen getroffen, um
eine Schädigung zu verhüten oder zu beseitigen.

(3) Erzielen die Vertragsparteien keine Einigung, so steht es der Vertragspartei, welche die Konsul-
tation beantragt hat, frei, die Einfuhren der betreffenden Waren soweit und so lange zu beschränken, wie
dies zur Verhütung oder Beseitigung der Schädigung erforderlich ist. Der anderen Vertragspartei steht es
dann frei, von ihren Verpflichtungen gegenüber der ersten Vertragspartei für ein im wesentlichen gleich-
wertiges Handelsvolumen abzuweichen.

(4) In Fällen, in denen ein Aufschub einen schwerwiegenden Schaden verursachen würde, können
vorläufige Maßnahmen ohne vorherige Konsultationen getroffen werden. In diesem Fall setzt jene Ver-
tragspartei, die die vorläufigen Maßnahmen ergriffen hat, die andere Vertragspartei davon unverzüglich
und schriftlich in Kenntnis. Danach sind sofort Konsultationen aufzunehmen.

(5) Bei der Auswahl von Maßnahmen nach diesem Artikel bevorzugen die Vertragsparteien Maß-
nahmen, die das Weiterfunktionieren dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen.

Artikel 9

Die Vertragsparteien erkennen die Nützlichkeit und Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung klei-
ner und mittlerer Unternehmen an den bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen an.

Artikel 10

(1) Die Vertragsparteien empfehlen den Unternehmen zur Streitbeilegung primär freundschaftliche
Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen.

(2) Im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften
– fördern die Vertragsparteien die Regelung von Streitfragen zwischen Unternehmen im Zusam-

menhang mit Handels- und Kooperationsvorschriften sowie bei der Gründung von Gemein-
schaftsunternehmen und Direktinvestitionen der Vertragsparteien durch Schiedsgerichte,

– fördern die Vertragsparteien die Anwendung der von der Kommission der Vereinten Nationen für
internationales Handelsrecht (UNCITRAL) ausgearbeiteten Schiedsregeln und die Einschaltung
eines Schiedsgerichts eines Unterzeichnerstaates des 1958 in New York geschlossenen Überein-
kommens über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche.

Artikel 11

Die während der Geltungsdauer des vorliegenden Abkommens von den Unternehmen beider Staaten
übernommenen Rechtsverbindlichkeiten bleiben vom Ablauf oder einer teilweisen oder gänzlichen Ände-
rung des vorliegenden Abkommens unberührt.

Artikel 12

(1) Mit dem vorliegenden Abkommen wird eine Gemischte Kommission errichtet, welche auf
Wunsch einer der beiden Vertragsparteien abwechselnd in Österreich und Belarus zusammentreten wird.

(2) Zu den Aufgaben dieser Gemischen Kommission gehören insbesondere:
– Prüfung der Entwicklung der bilateralen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen,
– Erschließung neuer Möglichkeiten sowie Förderung der zukünftigen wirtschaftlichen Zusammen-

arbeit,
– Erstellung von Vorschlägen zur Verbesserung der Bedingungen der wirtschaftlichen, industriel-

len, technischen und technisch-wissenschaftlichen Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen
beider Staaten.
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Artikel 13

(1) Mit Rechtswirksamkeit der Teilnehmer einer Vertragspartei oder beider Vertragsparteien am Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR) oder des Beitrittes zu den Europäischen Gemeinschaften (EG) oder
einer dieser nachfolgenden Organisationen sind die Vertragsparteien durch dieses Abkommen insofern
nicht gebunden, als dies mit dem sich dadurch ergebenden Rechtsbestand unvereinbar ist.

(2) In diesem Fall werden die Vertragsparteien gemeinsam die weitergeltenden Bestimmungen des
vorliegenden Abkommens feststellen.

Artikel 14

(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer von einem Jahr abgeschlossen und verlängert sich jeweils
um ein weiteres Jahr, wenn es nicht drei Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit von einer der beiden Ver-
tragsparteien schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt wird.

(2) Das vorliegende Abkommen tritt mit dem ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den
Monat folgt, in dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß ihre jeweiligen innerstaatlichen
Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind.

Geschehen zu Wien, am 2. Oktober 1992, in zwei Urschriften, jeweils in deutscher und belarusi-
scher Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Wolfgang Schüssel

Für die Republik Belarus:

Wjatscheslaw Franzewitsch Kebitsch
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Die Notifikationen gemäß Art. 14 Abs. 2 des Abkommens wurden am 31. Jänner 1994 bzw.
16. August 1995 vorgenommen; das Abkommen ist gemäß seinem Art. 14 Abs. 2 mit 1. November 1995
in Kraft getreten.

Vranitzky
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&)#�

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Armenien über die bila-
teralen Außenwirtschaftsbeziehungen

Die Republik Österreich und die Republik Armenien, im folgenden „Vertragsparteien“ genannt, sind
– vom Wunsche geleitet, die bestehenden bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zu verstärken,
– im Bestreben, den Warenaustausch und die wirtschaftliche, industrielle, technische, technisch-

wissenschaftliche und technologische Zusammenarbeit auf der Grundlage der Gleichberechtigung
und des gegenseitigen Vorteils zu fördern,

– in der Überzeugung, daß das vorliegende Abkommen eine günstige Voraussetzung und geeignete
Grundlage zur Weiterentwicklung der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen schafft,

– ausgehend von marktwirtschaftlichen Grundsätzen,
– im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften,

wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

(1) Die Republik Österreich und die Republik Armenien gewähren einander die Meistbegünstigung
hinsichtlich der Zölle und sonstigen Abgaben sowie des Erhebungsverfahrens für solche Zölle und son-
stige Abgaben, die anläßlich der Einfuhr oder Ausfuhr von Waren erhoben werden.

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß die Meistbegünstigung sich insbesondere nicht auf
Zugeständnisse, Vorteile oder Befreiungen bezieht, die eine der Vertragsparteien gewährt oder gewähren
wird:

a) Nachbarstaaten zur Erleichterung des Grenzverkehrs,
b) Staaten, die mir ihr einer Zollunion oder einer Zone des freien oder präferentiellen Handels an-

gehören, die bereits besteht oder in Zukunft geschaffen wird,
c) Drittstaaten in Anwendung multilateraler Abmachungen, an denen die andere Vertragspartei

nicht teilnimmt.

Artikel 2

Die Vertragsparteien werden im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften ihre
bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zwischen den Unternehmen, Organisationen, Gesellschaften
und Institutionen, im folgenden „Unternehmen“ genannt, beide Staaten fördern.

Artikel 3

(1) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat gel-
tenden Rechtsvorschriften die wirtschaftliche, industrielle, technische, technisch-wissenschaftliche und
technologische Zusammenarbeit fördern.

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß insbesondere in folgenden Bereichen Kooperations-
möglichkeiten gegeben sind:

– Land- und Forstwirtschaft; Agrar- und Forsttechnik,
– Lebensmittelindustrie; Verbesserung der Verarbeitung, Lagerung, Verpackung und Transport

landwirtschaftlicher Produkte,
– Revitalisierung, Modernisierung, Ausbau und Automation bestehender Anlagen; Rüstungskon-

version,
– Leichtindustrie, einschließlich Produktion qualitativ hochwertiger und konkurrenzfähiger Textil-,

Bekleidungs-, Schuh- und Lederwaren,
– Metallurgie, einschließlich Buntmetallurgie und metallverarbeitende Industrie,
– Großindustrieanlagen,
– chemische und petrochemische Industrie,
– Gesundheitswesen, Medizintechnik, medizinische und pharmazeutische Industrie,
– Bauwesen; Herstellung von Baumaterialien und diesbezüglicher Ausrüstungen; Bautechnik,
– Umwelt-, Natur-, Landschafts- und Bodenschutz, einschließlich Produktion und Anwendung

biologischer Pflanzenschutzmittel,
– Aufsuchung, Gewinnung, Aufbereitung, Veredlung und Weiterverarbeitung sowie Vermarktung

von Bodenschätzen und Bergbauprodukten,
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– Heil- und Mineralwässer,
– Ausbau und Revitalisierung der Kraftwerke, insbesondere im Bereich Hydroenergetik, sowie des

Hochspannungsleitungsnetzes und der Leitungsnetze für Erdgas und Erdöl,
– elektrische Geräte und Haushaltstechnik,
– elektronische und elektrotechnische Industrie,
– holzverarbeitende, Papier- und Zellstoffindustrie,
– Aus- und Weiterbildung in den Bereichen Management, Außenhandel, Wirtschaftsverwaltung,

Tourismus, gewerblicher Rechtsschutz, Bank-, Finanz- und Versicherungswesen.

Diese Zusammenarbeit könnte in folgenden Formen verwirklicht werden:
– Gründung von Gemeinschaftsunternehmen und Investitionen in allen Wirtschaftsbereichen,
– Errichtung von Firmenvertretungen und Niederlassungen,
– Technologie- und Know-how-Transfer; angewandte Forschung,
– Austausch von Patenten und Lizenzen sowie sonstigen gewerblichen Schutzrechten,
– Harmonisierung von Normen und technischen Vorschriften,
– Zertifizierungs- und Prüfungswesen,
– finanzielle, Bank- und Versicherungsdienstleistungen, Marketing, Consulting und sonstige

Dienstleistungen,
– Erstellung von Feasibilitystudien,
– Organisation und Durchführung von gemeinsamen Seminaren, Symposien und Konferenzen;

Veranstaltung von Ausstellungen und Messen; Austausch von Delegationen und Experten im
Wirtschaftsbereich,

– Austausch von juristischen, wirtschaftlichen, statistischen und technischen Dokumentationen,
Informationen und Publikationen.

(3) In allen Bereichen der Zusammenarbeit sollen die Projekte grundsätzlich nach den höchsten
Standards der Umwelttechnologien verwirklicht werden.

Artikel 4

Die Vertragsparteien werden im Bewußtsein der Notwendigkeit der Verwirklichungen wirtschaftlich
vernünftiger und ökologisch vertretbarer Infrastruktursysteme höchstes Interesse der Zusammenarbeit in
folgenden Bereichen widmen:

– Energie; Hydroenergetik,
– Eisenbahnnetze,
– Luftfahrt,
– Straßennetze,
– Telekommunikation,
– Transportwesen,
– Recycling und Abfallwirtschaft,
– Bodenverbesserung und Wasserwirtschaft.

Artikel 5

Die Vertragsparteien stimmen überein, daß der Tourismus zur Vertiefung der bilateralen Außenwirt-
schaftsbeziehungen wesentlich beitragen kann.

(1) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften und auf Grundlage der Emp-
fehlungen der Konferenz der Vereinten Nationen über den Fremdenverkehr und die internationalen Rei-
sen, Rom 1963, und der „Tourismus-Charta und Touristencode“, Sofia 1985, werden beide Vertragspar-
teien den Tourismus fördern.

(2) Die wirtschaftliche, technische und fachliche Zusammenarbeit bei Tourismusprojekten sowie
beim Ausbau der entsprechenden Infrastruktur soll nach den Grundsätzen des Umweltschutzes erfolgen
und auf Qualität im Tourismus bedacht sein.

Artikel 6

Die Vertragsparteien werden den Schutz des gewerblichen Eigentums und dessen Durchsetzung im
Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften und insbesondere
auf Grundlage der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums fördern sowie
Maßnahmen zur Entwicklung und zum Ausbau der Zusammenarbeit vereinbaren.
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Artikel 7

Der Zahlungsverkehr zwischen der Republik Österreich und der Republik Armenien erfolgt in
Übereinstimmung mit den im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften in frei konvertierbarer Wäh-
rung.

Artikel 8

(1) Der Warenaustausch und die wirtschaftliche, industrielle, technische, technisch-wissenschaft-
liche und technologische Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens wird auf kommerzieller
Grundlage durchgeführt.

(2) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften können die Unternehmen bei-
der Vertragsparteien zur Erhöhung des Handelsvolumens und zur Erweiterung der Warenvielfalt Handel
in jeder beliebigen Form entsprechend den internationalen Handelsgebräuchen, darunter auch in Form
von Counter- und Bartertrading treiben.

(3) Der Handel zwischen den Unternehmen beider Staaten erfolgt zu marktgerechten Preisen.

Artikel 9
(1) Die Vertragsparteien nehmen Konsultationen auf, sobald eine Ware im Handel zwischen den

Vertragsparteien in solchen Mengen oder zu solchen Preisen oder zu solchen Bedingungen eingeführt
wird, daß den inländischen Herstellern gleichartiger oder unmittelbar konkurrierender Waren eine
schwerwiegende Schädigung verursacht wird oder verursacht zu werden droht.

In diesem Fall stellt jene Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt hat, der anderen Vertrags-
partei im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften alle für die Prüfung des Sachver-
halts erforderlichen Informationen zur Verfügung.

(2) Stellen die Vertragsparteien in diesen Konsultationen einvernehmlich fest, daß eine im Abs. 1
genannte Situation besteht, so werden die Ausfuhren beschränkt oder andere Maßnahmen getroffen, um
eine Schädigung zu verhüten oder zu beseitigen.

(3) Erzielen die Vertragsparteien keine Einigung, so steht es der Vertragspartei, welche die Konsul-
tationen beantragt hat, frei, die Einfuhren der betreffenden Waren soweit und so lange zu beschränken,
wie dies zur Verhütung oder Beseitigung des Schadens erforderlich ist. Der anderen Vertragspartei steht
es dann frei, von ihren Verpflichtungen gegenüber der ersten Vertragspartei für ein im wesentlichen
gleichwertiges Handelsvolumen abzuweichen.

(4) In Fällen besonderer Dringlichkeit, in denen ein Aufschub einen schwerwiegenden Schaden ver-
ursachen würde, können vorläufige Maßnahmen ohne vorherige Konsultationen getroffen werden. In
diesem Fall setzt jene Vertragspartei, die die vorläufigen Maßnahmen ergriffen hat, die andere Vertrags-
partei davon unverzüglich und schriftlich in Kenntnis. Danach sind sofort Konsultationen aufzunehmen.

(5) Bei der Auswahl von Maßnahmen nach diesem Artikel bevorzugen die Vertragsparteien Maß-
nahmen, die das Weiterfunktionieren dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen.

Artikel 10
Die Vertragsparteien erkennen die Nützlichkeit und Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung klei-

ner und mittlerer Unternehmen an den bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen an.

Artikel 11

(1) Die Vertragsparteien empfehlen den Unternehmen zur Streitbeilegung primär freundschaftliche
Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen.

(2) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften empfehlen die Vertragsparteien
die Anwendung der von der Kommission der Vereinten Nationen für Internationales Handelsrecht
(UNCITRAL) ausgearbeiteten Schiedsregeln und die Einschaltung eines Schiedsgerichtes eines Unter-
zeichnerstaates des am 10. Juni 1958 in New York geschlossenen Übereinkommens über die Anerken-
nung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche. *)

Artikel 12

Die während der Geltungsdauer des vorliegenden Abkommens von den Unternehmen beider Staaten
übernommenen Rechtsverbindlichkeiten bleiben vom Ablauf oder einer Änderung des vorliegenden
Abkommens unberührt.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 200/1961
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Artikel 13

(1) Mit dem vorliegenden Abkommen wird ein „Gemischter Ausschuß“ errichtet, welcher auf
Wunsch einer der beiden Vertragsparteien abwechselnd nach Österreich oder Armenien einberufen wird.

(2) Zu den Aufgaben dieses Gemischten Ausschusses gehören insbesondere:
a) Erörterung des Standes und der Entwicklung der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen,
b) Ausarbeitung von Vorschlägen zur Verbesserung und Intensivierung des Warenaustausches und

der wirtschaftlichen, industriellen, technischen, technisch-wissenschaftlichen und technologi-
schen Zusammenarbeit,

c) Unterbreitung von Empfehlungen zur Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens.

Artikel 14

Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien über die Anwendung oder Auslegung
des vorliegenden Abkommens sollen durch Verhandlungen im Rahmen des im Art. 13 genannten Ge-
mischten Ausschusses beigelegt werden.

Artikel 15

(1) Mit Rechtswirksamkeit der Teilnahme einer Vertragspartei oder beider Vertragsparteien am Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR) oder des Beitritts zu den Europäischen Gemeinschaften (EG) oder
einer dieser nachfolgenden Organisationen sind die Vertragsparteien durch dieses Abkommen insofern
nicht gebunden, als dies mit dem sich dadurch ergebenden Rechtsbestand unvereinbar ist.

(2) In diesem Fall werden die Vertragsparteien gemeinsam die weitergeltenden Bestimmungen des
vorliegenden Abkommens feststellen.

Artikel 16

(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer von zwei Jahren abgeschlossen und verlängert sich je-
weils um ein weiteres Jahr, wenn es nicht drei Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit von einer der beiden
Vertragsparteien schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt wird.

(2) Das vorliegende Abkommen bedarf der Ratifikation und tritt am ersten Tag des dritten Monats,
der dem Monat folgt, in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wurden, in Kraft.

Geschehen zu Wien, am 26. April 1994, in zwei Urschriften, jeweils in deutscher und armenischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Wolfgang Schüssel

Für die Republik Armenien:

Armen Jeghiazarian
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikati-
onsurkunde wurde am 14. November 1996 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 16
Abs. 2 mit 1. Februar 1997 in Kraft.

Vranitzky

&)$�

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER TUNESISCHEN REPUBLIK
ÜBER DIE FÖRDERUNG UND DEN SCHUTZ DER INVESTITIONEN

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH UND DIE TUNESISCHE REPUBLIK

im folgenden die „Vertragsparteien“ genannt,

VON DEM WUNSCHE GELEITET, günstige Voraussetzungen für eine größere wirtschaftliche
Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien zu schaffen,

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß die Förderung und der Schutz der  Investitionen die Bereitschaft
zur Vornahme solcher Investitionen stärken und dadurch einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung der
Wirtschaftsbeziehungen leisten können,

IN DER ERKENNTNIS der Notwendigkeit die Investitionen der Investoren der einen Vertragspar-
tei auf dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei gerecht und billig zu behandeln,



4770 220. Stück – Ausgegeben am 10. Dezember 1996 – Nr. 694

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Definitionen

Für die Zwecke dieses Abkommens

(1) umfaßt der Begriff „Investitionen“ sämtliche Vermögenswerte aller Art, welche im Gastland
gemäß dessen Rechtsvorschriften veranlagt oder anerkannt wurden, und insbesondere, aber nicht aus-
schließlich:

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen sowie  sonstige dingliche Rechte, wie
Hypotheken, Pfandrechte, Nutzungsrechte und ähnliche Rechte;

b) Wertpapiere, Aktien, Anteilsrechte an und Obligationen von Gesellschaften;
c) Ansprüche auf Geld, das übergeben wurde, um einen wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder

Ansprüche auf eine Leistung, die einen wirtschaftlichen Wert hat;
d) Urheberrechte, gewerbliche Schutzrechte, wie Erfinderpatente, Handelsmarken, gewerbliche

Muster und Modelle sowie Gebrauchsmuster, technische Verfahren, Know-how, Handelsnamen
und Goodwill;

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen für die Aufsuchung und den Abbau von Naturschätzen;

(2) bezeichnet der Begriff „Investor“:
a) jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit einer Vertragspartei besitzt und im Hoheits-

gebiet der anderen Vertragspartei eine Investition tätigt;
b) jede juristische Person oder Personengesellschaft des Handelsrechtes, die in Übereinstimmung

mit den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei geschaffen wurde, ihren Sitz im Hoheitsgebiet
dieser Vertragspartei hat und im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei eine Investition tätigt;

(3) bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die eine Investition erbringt, und insbeson-
dere, aber nicht ausschließlich, Gewinne, Zinsen, Dividenden, Tantiemen, Lizenzgebühren und andere
Entgelte;

(4) umfaßt der Begriff „Enteignung“ auch eine Verstaatlichung oder jede sonstige Maßnahme mit
gleicher Wirkung;

(5) bezeichnet der Begriff „Hoheitsgebiet“
(i) betreffend die Tunesische Republik, das Hohheitsgebiet der Tunesischen Republik;

(ii) betreffend die Republik Österreich, das Hoheitsgebiet der Republik Österreich.

Artikel 2

Förderung und Schutz der Investitionen

(1) Jede Vertragspartei fördert nach Möglichkeit in ihrem Hoheitsgebiet die Investitionen der Inve-
storen der anderen Vertragspartei, läßt diese Investitionen in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvor-
schriften zu und behandelt sie in jedem Fall gerecht und billig.

(2) Investitionen gemäß Absatz 1 und ihre Erträge genießen den Schutz dieses Abkommens. Glei-
ches gilt, unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 1, im Falle einer Wiederveranlagung der Erträge
auch für deren Erträge. Die rechtliche Erweiterung, Veränderung oder Umwandlung einer Investition, die
in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften des Gastlandes vorgenommen wird, gilt als neue Inve-
stition.

Artikel 3

Behandlung von Investitionen

(1) Jede Vertragspartei behandelt die Investoren der anderen Vertragspartei und deren Investitionen
nicht weniger günstig als ihre eigenen Investoren und deren Investitionen oder Investoren dritter Staaten
und deren Investitionen.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 können nicht dahin gehend ausgelegt werden, daß sie eine
Vertragspartei verpflichten, den Investoren der anderen Vertragspartei den gegenwärtigen oder künftigen
Vorteil einer Behandlung, einer Präferenz oder eines Privileges einzuräumen, welcher sich ergibt aus:
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a) einer Zollunion, einem gemeinsamen Markt, einer Freihandelszone oder der Zugehörigkeit zu
einer Wirtschaftsgemeinschaft oder jedem sonstigen Abkommen, das eine regionale wirtschaftli-
che Zusammenarbeit begründet;

b) einem internationalen Abkommen oder einer bilateralen Vereinbarung auf der Grundlage der
Gegenseitigkeit über Steuerfragen;

c) einer Regelung zur Erleichterung des Grenzverkehrs oder jedem bilateralen Abkommen über
spezielle Maßnahmen in einem regionalen Rahmen.

Artikel 4

Enteignung

(1) Die Investitionen der Investoren einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet der anderen Ver-
tragspartei nur im öffentlichen Interesse, auf Grund eines rechtmäßigen Verfahrens und gegen Entschädi-
gung enteignet werden. Die Entschädigung muß dem Wert der Investition unmittelbar vor dem Zeitpunkt
entsprechen, in dem die Enteignung öffentlich bekannt wurde. Die Entschädigung muß ohne ungebührli-
che Verzögerung geleistet werden; sie muß tatsächlich verwertbar und frei transferierbar sein. Spätestens
im Zeitpunkt der Enteignung muß in geeigneter Weise für die Festsetzung der Entschädigung Vorsorge
getroffen sein.

(2) Enteignet eine Vertragspartei die Vermögenswerte einer Gesellschaft, die in Anwendung des
Artikels 1 Absatz 2 dieses Abkommens als eine eigene Gesellschaft dieser Vertragspartei anzusehen ist,
und an welcher der Investor der anderen Vertragspartei Anteilsrechte besitzt, so wendet sie die Bestim-
mungen des Absatzes 1 dieses Artikels dergestalt an, daß die angemessene Entschädigung dieses Inve-
stors sichergestellt wird.

(3) Dem Investor steht das Recht zu, die Rechtmäßigkeit der Enteignung ausschließlich durch die
zuständigen Organe der Vertragspartei, welche die Enteignung veranlaßt hat, gemäß deren Rechtsvor-
schriften überprüfen zu lassen.

(4) Dem Investor steht das Recht zu, die Höhe der Entschädigung entweder durch die zuständigen
Organe der Vertragspartei, welche die Enteignung veranlaßt hat, oder durch ein internationales Schieds-
gericht gemäß Artikel 8 dieses Abkommens überprüfen zu lassen.

Artikel 5

Transfer

(1) Jede Vertragspartei gewährleistet den Investoren der anderen Vertragspartei ohne ungebührliche
Verzögerung den freien Transfer in frei konvertierbarer Währung der im Zusammenhang mit einer Inve-
stition stehenden Zahlungen, und insbesondere, aber nicht ausschließlich,

a) der Erträge;
b) der Rückzahlung von Darlehen;
c) der Honorare;
d) des Erlöses im Falle vollständiger oder teilweiser Liquidation oder Veräußerung der Investition;
e) von Entschädigungen gemäß Artikel 4 Absatz 1 dieses Abkommens.

(2) Die Zahlungen gemäß diesem Artikel erfolgen zu den Wechselkursen, die am Tage der Transfer-
zahlung gelten.

(3) Ungeachtet der Bestimmungen des Absatzes 1, kann die eine oder die andere Vertragspartei:
a) Rechtsvorschriften, welche zur Anzeige des Devisentransfers verpflichten sowie zur Einhebung

von Ertragssteuern berechtigen, aufrechterhalten;
b) Gläubigerrechte schützen oder die Vollstreckung von Urteilen auf Grund einer gerichtlichen

Klage in gerechter und nicht diskriminierender Anwendung ihrer Gesetze sicherstellen.

Artikel 6

Eintrittsrecht

Leistet eine Vertragspartei oder eine von ihr hiezu ermächtigte Institution einem ihrer Investoren
Zahlungen auf Grund einer Garantie für eine Investition im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so
erkennt diese andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte des Investors der erstgenannten Vertrags-
partei aus Artikel 8 dieses Abkommens und der Rechte der erstgenannten Vertragspartei aus Artikel 9
dieses Abkommens, die Übertragung aller Rechte dieses Investors kraft Gesetzes oder auf Grund eines
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Rechtsgeschäfts auf die erstgenannte Vertragspartei vorbehaltlich des Bestehens von Gegenforderungen
an. Ferner erkennt die andere Vertragspartei den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in alle diese
Rechte vorbehaltlich des Bestehens von Gegenforderungen an, welche die erstgenannte Vertragspartei in
demselben Umfang wie ihr Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt ist.

Für den Transfer von Zahlungen, die einer Vertragspartei auf Grund der an sie abgetretenen Ein-
trittsrechte zu leisten sind, gelten Artikel 4 und Artikel 5 dieses Abkommens sinngemäß.

Artikel 7

Andere Verpflichtungen

Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei oder aus völkerrechtlichen Verpflich-
tungen, die neben diesem Abkommen zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft begründet
werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, auf Grund deren Bestimmungen den Investitionen der
Investoren der anderen Vertragspartei eine günstigere Behandlung als nach diesem Abkommen zu ge-
währen ist, so geht diese Regelung dem vorliegenden Abkommen insoweit vor, als sie günstiger ist.

Artikel 8

Beilegung von Investitionsstreitigkeiten

(1) Entstehen zwischen einer Vertragspartei und einem Investor der anderen Vertragspartei Mei-
nungsverschiedenheiten aus einer Investition, so werden diese so weit wie möglich zwischen den Streit-
parteien freundschaftlich beigelegt werden.

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit gemäß Absatz 1 nicht innerhalb von sechs Monaten ab ei-
ner schriftlichen Mitteilung hinreichend bestimmter Ansprüche durch die Inanspruchnahme innerstaatli-
cher Rechtsbehelfe oder auf anderem Wege beigelegt werden, wird die Meinungsverschiedenheit auf
Antrag der Vertragspartei oder des Investors der anderen Vertragspartei zur Durchführung eines Ver-
gleichsverfahrens oder eines Schiedsverfahrens dem Internationalen Zentrum für die Beilegung von Inve-
stitionsstreitigkeiten unterbreitet werden, welches durch die Konvention über die Beilegung von Investi-
tionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Staatsangehörigen anderer Staaten *), die am 18. März 1965 in
Washington zur Unterzeichnung aufgelegt wurde, geschaffen wurde. Im Falle eines Schiedsverfahrens
stimmt jede Vertragspartei auch ohne Vorliegen einer individuellen Schiedsvereinbarung zwischen einer
Vertragspartei und einem Investor durch dieses Abkommen unwiderruflich im vorhinein zu, solche Mei-
nungsverschiedenheiten dem Zentrum zu unterbreiten.

(3) Eine Vertragspartei, die Streitpartei ist, macht in keinem Stadium des Vergleichs- oder Schieds-
verfahrens oder der Durchsetzung eines Schiedsspruchs als Einwand geltend, daß der Investor, der die
andere Streitpartei bildet, auf Grund der in Artikel 6 vorgesehenen Garantie eine Entschädigung bezüg-
lich aller oder Teile seiner Verluste erhalten habe.

Artikel 9

Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwen-
dung dieses Abkommens sollen, soweit wie möglich, durch freundschaftliche Verhandlungen beigelegt
werden.

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit gemäß Absatz 1 innerhalb von sechs Monaten nicht beige-
legt werden, so wird sie auf Verlangen einer der Vertragsparteien einem Schiedsgericht unterbreitet.

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede Vertragspartei ein Mitglied be-
stellt und beide Mitglieder sich auf eine dritte Person als Vorsitzenden einigen. Die Mitglieder sind in-
nerhalb von zwei Monaten, nachdem die eine Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Mei-
nungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will, der Vorsitzende innerhalb von weiteren
zwei Monaten zu bestellen.

(4) Werden die in Absatz 3 festgelegten Fristen nicht eingehalten, so kann in Ermangelung einer an-
deren Vereinbarung jede Vertragspartei den Generalsekretär der Vereinten Nationen bitten, die erforder-
lichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der Generalsekretär der Vereinten Nationen die Staatsangehö-
rigkeit einer der beiden Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert diese Funktion

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 357/1971
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auszuüben, so kann der dienstälteste stellvertretende Generalsekretär der Vereinten Nationen unter den-
selben Voraussetzungen eingeladen werden, die Ernennungen vorzunehmen.

(5) Das Schiedsgericht beschließt seine eigene Verfahrensordnung.

(6) Das Schiedsgericht entscheidet auf Grund dieses Abkommens sowie auf Grund der allgemein
anerkannten Regeln des Völkerrechtes. Es entscheidet mit Stimmenmehrheit; der Schiedsspruch ist end-
gültig und bindend.

(7) Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds und ihrer Vertretung in dem Schiedsverfah-
ren. Die Kosten des Vorsitzenden sowie die sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsparteien zu
gleichen Teilen getragen. Das Gericht kann jedoch in seinem Schiedsspruch eine andere Kostenregelung
treffen.

Artikel 10

Anwendung dieses Abkommens

Dieses Abkommen gilt für Investitionen, die die Investoren der einen Vertragspartei in Überein-
stimmung mit den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet sowohl vor als
auch nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens vorgenommen haben.

Artikel 11

Inkrafttreten und Dauer

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation und tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft,
der auf den Monat folgt, in welchem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht worden sind.

(2) Das Abkommen bleibt zehn Jahre lang in Kraft; es bleibt in Kraft, sofern es nicht eine der beiden
Vertragsparteien unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von mindestens einem Jahr vor Ablauf der Gel-
tungsdauer oder zu jedem anderen Zeitpunkt danach, kündigt.

(3) Für die Investitionen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieses Abkommens vorge-
nommen worden sind, gilt dieses Abkommen noch für weitere zehn Jahre vom Tage des Außerkrafttre-
tens des Abkommens an.

GESCHEHEN zu Wien, am 1. Juni 1995, in zwei Urschriften, jede in deutscher, arabischer und
französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen authentisch ist.

Für die Republik Österreich:

Schüssel

Für die Tunesische Republik:

Yahia m. p.
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133?B4

ENTRE LA REPUBLIQUE D’AUTRICHE ET LA REPUBLIQUE TUNISIENNE CON-
CERNANT L’ENCOURAGEMENT ET LA PROTECTION DES INVESTISSEMENTS

La République d’Autriche et la République Tunisienne dénommées ci-après « les Parties Contrac-
tantes »,

Désireuses de créer des conditions favorables à une plus grande coopération économique entre les
Parties Contractantes,

Convaincues que l’encouragement et la protection des investissements peuvent renforcer la disposi-
tion à effectuer de tels investissements et ainsi apporter une contribution importante au développement
des relations économiques,

Conscientes de la nécessité d’accorder un traitement juste et équitable aux investissements des inve-
stisseurs de l’une des Parties Contractantes sur le territoire de l’autre Partie Contractante,

Sont convenues de ce qui suit:

Article 1

Définitions

Aux fins du présent Accord

(1) Le terme « investissements » comprend tous les avoirs de toutes natures constitués ou reconnus
dans le pays hôte en conformité avec ses lois et règlements et notamment, mais pas exclusivement:

a) la propriété de biens mobiliers et immobiliers, ainsi que tous autres droits réels tels que hypo-
thèques, droits de gage, usufruits et droits similaires;

b) les valeurs, actions, parts et obligations de sociétés;
c) les créances d’argent remis pour créer une valeur économique ou les droits à  prestation ayant

une valeur économique;
d) les droits d’auteur, les droits de propriété industrielle tels que brevets d’invention, marques de

commerce, dessins industriels et modèles de commerce ainsi que modèles déposés, procédés
techniques, savoir faire, noms commerciaux et clientèle;

e) les concessions de droit public pour la prospection et l’exploitation de ressources naturelles;

(2) Le terme « investisseur » désigne:
a) toute personne physique possédant la nationalité d’une Partie Contractante et effectuant un inve-

stissement sur le territoire de l’autre Partie Contractante;
b) toute personne morale ou société de personnes de droit commercial, constituée conformément à

la législation d’une Partie Contractante, ayant son siège sur le territoire de cette Partie Contrac-
tante et effectuant un investissement sur le territoire de l’autre Partie Contractante;

(3) Le terme « revenus » désigne les montants rapportés par un investissement, et notamment, mais
pas exclusivement, les bénéfices, intérêts, dividendes, tantièmes, redevances de licence et autres rémuné-
rations;

(4) Le terme « expropriation » comprend aussi une nationalisation ou toute autre mesure ayant un
effet équivalent;

(5) Le terme « territoire » désigne:
(i) en ce qui concerne la République d’Autriche, le territoire de la République d’Autriche,

(ii) en ce qui concerne la République Tunisienne, le territoire de la République Tunisienne.

Article 2

Encouragement et protection des investissements

(1) Chacune des Parties Contractantes encourage sur son territoire, dans la mesure du possible, les
investissements des investisseurs de l’autre Partie Contractante, agrée ces investissements conformément
à sa législation et les traite dans tous les cas de manière juste et équitable.

(2) Les investissements visés au paragraphe 1 et leurs revenus jouissent de la protection de cet Ac-
cord. Le même traitement s’applique, sans préjudice des dispositions du paragraphe 1, en cas d’un réin-
vestissement des revenus également à leurs revenus. L’extension juridique, la modification ou la trans-
formation d’un investissement, réalisée conformément à la législation du pays hôte, est considérée com-
me un nouvel investissement.
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Article 3

Traitement des investissements

(1) Chacune des Parties Contractantes traite les investisseurs de l’autre Partie Contractante et leurs
investissements de façon non moins favorable que ses propres investisseurs et leurs investissements ou
les investisseurs d’Etats tiers et leurs investissements.

(2) Les dispositions du paragraphe 1 ne peuvent être interprétées comme constituant une obligation
pour l’une des Parties Contractantes d’accorder aux investisseurs de l’autre Partie Contractante le
bénéfice de tout traitement, préférence ou privilège, présent ou futur, résultant:

a) d’une union douanière, d’un marché commun, d’une zone de libre échange ou de l’appartenance
à une communauté économique ou de tout autre accord établissant une coopération économique
régionale;

b) d’un accord international ou d’un arrangement bilatéral sur la base de la réciprocité en matière
fiscale;

c) de réglementations destinées à faciliter le trafic frontalier ou de tout accord bilatéral aux fins
d’operations spécifiques dans un cadre régional.

Article 4

Expropriation

(1) Les investissements des investisseurs d’une Partie Contractante ne peuvent être expropriés sur le
territoire de l’autre Partie Contractante que dans l’intérêt public, en vertu d’une procédure légale et contre
indemnisation. Le montant de l’indemnité doit correspondre à la valeur de l’investissement immédiate-
ment antérieure au moment où l’expropriation devient connue par le public. L’indemnité doit être versée
sans délai indû; elle doit être effectivement réalisable et librement transférable. La fixation de l’indemnité
doit être prévue d’une manière adéquate au plus tard au moment de l’expropriation.

(2) Lorsqu’une Partie Contractante exproprie les investissements d’une société, qui en application
des dispositions de l’Article 1, paragraphe 2 du présent Accord, est considérée comme étant sa propre
société et dans laquelle l’investisseur de l’autre Partie Contractante détient des droits de participation, elle
applique les dispositions du paragraphe 1 de cet Article de sorte que l’indemnisation appropriée de cet
investisseur soit assurée.

(3) L’investisseur a le droit de demander que la légalité de « l’expropriation » soit ré-examinée
uniquement par les autorités compétentes de la Partie Contractante qui a décidé de « l’expropriation »
conformément à ses lois et règlements.

(4) L’investisseur a le droit de demander que, le montant de l’indemnité soit ré-examiné soit par les
autorités compétentes de la Partie Contractante qui a décide de « l’expropriation », soit par un tribunal
arbitral international conformément à l’Article 8 de cet Accord.

Article 5

Transferts

(1) Chacune des Parties Contractantes garantit aux investisseurs de l’autre Partie Contractante le
libre transfert, sans délai indû, en monnaie librement convertible des paiements relatifs à un investisse-
ment, et notamment, mais pas exclusivement,

a) des revenus;
b) des remboursements de prêts;
c) des honoraires;
d) du produit d’une liquidation ou vente totale ou partielle de l’investissement;
e) des indemnités dues en application de l’Article 4, paragraphe 1 du présent Accord.

(2) Les transferts visés à cet Article sont effectués aux taux de change applicable le jour du transfert.

(3) Nonobstant les dispositions du paragraphe 1, l’une ou l’autre des Parties Contractantes peut:
a) maintenir des lois et règlements exigeant la déclaration du transfert des devises et prélevant des

impôts sur les revenus;
b) protéger les droits des créanciers ou assurer l’exécution de jugement dans les actions en justice

grâce à l’application équitable et non discriminatoire de sa législation.
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Article 6

Droit de subrogation

Lorsque l’une des Parties Contractantes ou une institution autorisée par celle-ci, en vertu d’une ga-
rantie donnée pour un investissement réalisé sur le territoire de l’autre Partie Contractante, effectue des
paiements à l’un de ses investisseurs, cette autre Partie Contractante reconnaît, sans préjudice des droits
de l’investisseur de la première Partie Contractante découlant de l’Article 8 et des droits de la première
Partie Contractante découlant de l’Article 9, le transfert à la première Partie Contractante de tous les
droits de cet investisseur par voie légale ou contractuelle, sous réserve de l’existence de créances en con-
trepartie. En outre l’autre Partie Contractante reconnaît la subrogation de la première Partie Contractante
dans tous ces droits, sous réserve de l’existence de créances en contrepartie, que la première Partie Con-
tractante a droit d’exercer au même degré que son prédécesseur en droit.

Pour le transfert des paiements dûs à la Partie Contractante respective en vertu des droits subrogés,
l’Article 4 et l’Article 5 du présent Accord s’appliquent par analogie.

Article 7

Autres obligations

Si la législation de l’une des Parties Contractantes ou des obligations de droit international, qui exis-
tent à côté du présent Accord entre les Parties Contractantes ou qui seront contractées entre elles dans
l’avenir, prévoient un règlement de caractère général ou particulier, aux termes duquel un traitement plus
favorable qu’en vertu du présent Accord serait à accorder aux investissements des investisseurs de l’autre
Partie Contractante, ce règlement prévaut au présent Accord, dans la mesure qu’il est plus favorable.

Article 8

Règlement des différends relatifs aux investissements

(1) Si des différends relatifs à un investissement surgissent entre une Partie Contractante et un inve-
stisseur de l’autre Partie Contractante, ils seront, autant que possible, réglés à l’amiable entre les parties
en litige.

(2) Si un différend visé au paragraphe 1 ne peut pas être réglé dans les six mois qui suivent une no-
tification écrite de prétentions suffisamment définies par les voies de recours internes ou de toute autre
manière, le différend sera soumis à la demande de la Partie Contractante ou de l’investisseur de l’autre
Partie Contractante à la conciliation ou l’arbitrage du Centre International pour le Règlement des Diffé-
rends Relatifs aux Investissements (CIRDI), créé par la Convention pour le règlement des Différends
Relatifs aux Investissements entre Etats et Ressortissants d’autres Etats, ouverte à la signature à Wa-
shington le 18 Mars 1965. En cas de procédure d’arbitrage, chacune des Parties Contractantes consent
irrévocablement et à l’avance par le présent Accord à soumettre de tel différend au Centre, même en
l’absence d’une convention d’arbitrage individuelle entre une Partie Contractante et un investisseur.

(3) Une Partie Contractante, qui est partie à un différend, ne soulève à aucun stade de la procédure
de conciliation ou d’arbitrage ou de l’exécution d’une sentence arbitrale, l’objection que l’investisseur,
qui est la partie adverse au différend, ait reçu une indemnité couvrant tout ou partie de ses pertes en vertu
de la garantie prévue à l’Article 6 du présent Accord.

Article 9

Différends entre les Parties Contractantes

(1) Les différends entre les Parties Contractantes relatifs à l’interprétation ou à l’application du
présent Accord doivent être réglés, autant que possible, par des négociations à l’amiable.

(2) Si un différend visé au paragraphe  1 ne peut pas être réglé dans un délai de six mois, il sera sou-
mis, à la demande de l’une des Parties Contractantes, à un tribunal arbitral.

(3) Le tribunal arbitral est constitué pour chaque cas particulier par la désignation d’un membre par
chacune des Parties Contractantes et par l’accord des deux membres sur une tierce personne comme
président. Les membres doivent être désignés dans les deux mois qui suivent la  notification par l’une des
Parties Contractantes à l’autre Partie de son intention de soumettre le différend à un tribunal arbitral; le
président doit être désigné dans un délai supplémentaire de deux mois.
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(4) Si les délais fixés au paragraphe  3 ne sont pas observés et en l’absence de tout autre arrange-
ment, chaque Partie Contractante peut inviter le Secrétaire Général des Nations Unies à procéder aux
désignations nécessaires. Si le Secrétaire Général des Nations Unies possède la nationalité de l’une des
Parties Contractantes ou si pour une autre raison, il est empêché d’exercer cette fonction, le Secrétaire
Général Adjoint des Nations Unies le plus ancien peut être invité sous les mêmes conditions à procéder
aux désignations.

(5) Le tribunal arbitral fixe lui-même sa procédure.

(6) Le tribunal arbitral statue en vertu du présent Accord ainsi qu’en vertu des règles de droit inter-
national généralement reconnues. Il statue à la majorité des voix; la sentence est définitive et obligatoire.

(7) Chaque Partie Contractante assume les frais de son membre et de sa représentation dans la
procédure d’arbitrage. Les frais du président ainsi que les autres frais sont assumés à parts égales par les
Parties Contractantes. Le tribunal peut pourtant fixer dans sa sentence une autre répartition des frais.

Article 10

Application du présent Accord

Le présent Accord s’applique aux investissements, que les investisseurs de l’une des Parties Con-
tractantes  ont effectué en conformité avec la législation de l’autre Partie Contractante sur le territoire de
celle-ci aussi bien avant qu’après l’entrée en vigueur du présent Accord.

Article 11

Entrée en vigueur et période de validité

(1) Le présent Accord sera soumis à ratification et entrera en vigueur le premier jour du troisième
mois qui suivra le mois, au cours duquel les instruments de ratification ont été échangés.

(2) Le présent Accord reste en vigueur pour une durée de dix ans, et demeurera en vigueur à moins
qu’il ne soit dénoncé par l’une ou l’autre des Parties Contractantes en donnant préavis d’un an au moins
avant l’expiration du délai initial ou à tout moment après cette date.

(3) Pour les investissements effectués jusqu’au moment d’expiration du présent Accord, celui-ci res-
tera en vigueur pour une période supplémentaire de dix ans, à compter du jour de l’expiration de
l’Accord.

Fait à Vienne le 1. juin 1995 en trois originaux, en langues allemande, arabe et française, les trois
textes faisant également foi.

Pour la République d’Autriche:

Schüssel

Pour la République Tunisienne:

Yahia m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 23. Oktober 1996 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 11
Abs. 1 mit 1. Jänner 1997 in Kraft.

Vranitzky

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei


